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Ein weiterer Beitrag unseres Mitglieds im Sprecherrat  zum Ermessensmissbrauch der Sparkassen gem. § 340g HGB  - hier: Sparkasse Mainfranken Würzburg

1. Die Gewinnermittlung der Sparkasse Mainfranken 2014 – 2017

	Jahr
	
	
	2017
	2016
	2015
	2014

	Zuf. Fonds durch Sparkassenvorstand (340g)
	35,800 Mio. €
	18,800 Mio. €
	23,500 Mio. €
	36,600 Mio. €

	+ Jahresüberschuss (Verwaltungsrat)
	
	7,332 Mio. €
	7,480 Mio. €
	7,545 Mio. €
	8,618 Mio. €

	= Nettogewinn (Fonds + JÜ)
	
	43,132 Mio. €
	26,280 Mio. €
	31,045 Mio. €
	45,218 Mio. €

	Anteil Zuf. Fonds zu Nettogewinn:
	
	83,0%
	71,5%
	75,7%
	80,9%


Gewinnausschüttung an Träger (€)

0

0          
0
  0

	Gesamtkapitalquote:
	16,70%
	17,97%
	19,21%
	20,19%
	


2. Der Wortlaut des § 340g HGB:

„Kreditinstitute dürfen auf der Passivseite ihrer Bilanz zur Sicherung gegen all​gemeine Bankrisiken einen Sonderposten „Fonds für allgemeine Bankrisiken“ bilden, soweit dies nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung wegen der besonderen Risiken des Geschäftszweigs der Kreditinstitute notwendig ist.“

Erläuterung:

Allgemeine Bankrisiken sind latente Risiken, für die Rücklagen gebildet werden dürfen. Im Gegensatz dazu stehen die erkennbaren Risiken, für die Rückstellungen gebildet werden müssen. 

3. Die Voraussetzungen für den § 340g HGB

Zwei Voraussetzungen für die Anwendung des § 340g HGB:

· vernünftige kaufmännische Beurteilung

· Notwendigkeit

In Würzburg erfolgte keine Schätzung der allgemeinen Bankrisiken unter Nennung und Erläuterung der angewandten Schätzmethoden!

Beweis: Im Geschäftsbericht 2017 Seite 26 wird lapidar mitgeteilt „Im Geschäftsjahr wurde eine weitere Dotierung des Fonds für allgemeine Bankrisiken gemäß §340g HGB vorgenommen.“

Das ist ein Verstoß gegen den Bilanzierungsgrundsatz der Richtigkeit und der Willkürfreiheit nach § 239 Abs. 2 HGB. Die Jahresabschlüsse 2014-2017 der Mainfrankensparkasse sind unrichtig und daher unwirksam.

Das Unterlaufen der Rechte des Verwaltungsrats

Die Zuführung zum Fonds für allgemeine Bankrisiken (s. Tabelle) erfolgt bei der Mainfrankensparkasse durch den Vorstand. Damit entscheidet der Vorstand über einen Teil der Gewinnverwendung, obwohl dafür der Verwaltungsrat zuständig ist. Denn in § 17 der Sparkassenordnung ist in der Aufgabenbeschreibung des Vor​stands nichts über eine Befugnis zur Entscheidung über eine Gewinnverwendung durch ihn oder eine Befugnis zur Dotierung einer Vorsorgerücklage nach § 340g HGB zu finden. 

Die Dotierung des Fonds erfolgt somit widerrechtlich und negiert das alleinige Recht des Verwaltungsrats auf Entscheidung über die Gewinnverwendung nach § 21 Sparkassenordnung.

4. Ermessensmissbrauch
Erschwerend kommt hinzu, dass der Vorstand über 75% des Nettogewinns vorab dem Fonds zugeführt hat. Das ist nach dem Bescheid des Finanzministeriums NRW (Oberste Sparkassenaufsicht in NRW) Ermessensmissbrauch. Die Rechte des Verwaltungsrats zur Beschlussfassung über die Gewinnverwendung wurden dadurch unterlaufen. Der vom Finanzministerium geprüfte Jahresabschluss wurde deswegen aufgehoben.

5. Zwei aktuelle Gründe gegen eine Gewinnausschüttung

Dem Einfallsreichtum um eine Gewinnausschüttung zu verhindern sind keine Grenzen gesetzt.

5.1 Behauptung: Der Prüfungsverband hat alles für richtig erklärt.

Falsch: Dabei wird übersehen, dass die Prüftestate nicht mehr das Papier wert sind auf dem sie stehen: Im derzeit laufenden Amigoprozess gegen Sparkasse Miesbach mit Ex-Landrat Kreidl vor dem Landgericht München wurde bekannt, dass die Leiterin der Prüfungsstelle beim Sparkassenverband Bayern wegen „mehrfacher Beihilfe zur Untreue zu einem Strafbefehl mit Bewährungsstrafe“ verurteilt wurde (Tegernseer Stimme vom 18.11.2018). 

5.2 Behauptung: Nach allgemeiner Ansicht muss eine Kapitalquote von mindestens 20% erreicht sein, bevor es zur Ausschüttung kommt
Falsch: Diese 20% sind der Phantasie entsprungen, es gibt keine gesetzliche Vorschrift, die diese Kapitalquote verlangt. Auch die strenge Bundesanstalt für das Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) verlangt eine wesentlich niedrigere Kapitalquote, die bei rund 10-11 % liegt. Diese Kapitalquote – das Verhältnis von Eigenkapital zu riskanten Wertpapieren/Krediten - ist leicht manipulierbar. Das sieht man daran, dass seit 2014 diese Kapitalquote in Würzburg permanent nach unten geht um damit Ausschüttungsgelüsten zu begegnen . Es ist jedenfalls ausgeschlossen, dass in Würzburg jemals die 20% erreicht werden. Es gibt allerdings eine gesetzliche Vorschrift in der Sparkassenordnung: Hat die Sparkasse eine Kapitalquote von über 15%, so dürfen 75% des Gewinns ausgeschüttet werden. Diese Vorschrift ist so formuliert, dass sie eingehalten werden muss (sog. gebundenes Ermessen). Würzburg hatte zu allen Zeiten diese Kapitalquote und damit die Möglichkeit Gewinne auszuschütten.
Landsberg 31.01.2019
;Werner E. Niederdraenk,König-Heinrich-Str.57 c, 97082 Würzburg,Tel.0931-77496 
  w.e.niederdraenk@googlemail.com;    

Heinrich Kellermann, Waldmanngasse 8, 92331 Parsberg, Tel.: 09492/5236 

  he.kellermann@gmail.com
Josef Butzmann, Postfach 1117, 89258 Weißenhorn, Tel. 07309-5084 fffbayern@gmx.net
Dr.Rainer Gottwald, 86899 Landsberg a.L.,St.-Ulrich-Str.11,Tel. 08191/922219    info@stratcon.de

